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4. 
N 365. ellungen nehmen alle Poſtanſtalten des deut⸗ 


vm ſchen Reiches an. 


Amtliches. 


Berlin, 26. Mai. Der König hat dem General⸗Konſul des Deut⸗ 
ſchen Reichs, Leg.⸗Nath und Kammerherrn von Alvensleben zu Buka⸗ 
reſt, ſowie dem 1. Sekretär der deutſchen Botſchaft in Wien, Legations⸗ 
Rath und Kammerherrn Grafen von Dönhoff, den R. Ad⸗Ord. 3. 
Kl. mit der Schleife verlieben. 

Der Kaiſer hat im Namen des Deutſchen Reichs die von dem re⸗ 
formirten Kunſiſtorium zu Straßburg i. E. vorgenommene Ernennung 
des Kandidaten der Theologie Guſtav Wehrung in Helleringen zum 
Pfarrer in Rauweiler, Bezirk Unter⸗Elſaß, beſtätigt. 

An dem katholiſchen Schullehrer⸗Seminar zu Büren iſt der Lehrer 
Schauerte zu Hamme bei Bochum als Hülfslehrer angeſtellt. Der 
3 Arzt Dr. de. Schneider zu Neuſtadt i. Weftpr. iſt zum Kreis⸗ 

hyſikus des Kreiſes Bütow ernannt, der königl. Kreisbaumeiſter 

aul Graepe zu Winzig iſt der F 
zur Hülfsleiſtung überwieſen, der königl. Kreisbaumeiſter Emil Fiſcher 
zu Naugard in gleicher Amtseigenſchaft nach Winzig, Reg.-Bez. Breslau, 
verſetzt worden. 


Vom Landtage. 
64. Sitzung des Abgeordnetenhauſes. 


Berlin, 26. Mai, 10 Uhr. Am Miniſtertiſche Graf zu Eulen⸗ 
burg, Geh. Räthe Wohlers, Haaſe, Beinert u. A. ? 

Vom Finanzminiſter iſt ein Geſetzentwurf betreffend die 
Veranlagung und Erhebung der dixekten Staatsſteuern 
nach dem Etatsjahre, und don dem Abg. Windthorſt (Meppen) 
ein Antrag betreffend die geſetzliche Regelung der Unter⸗ 
fuchungshaft im Haufe eingebracht worden. 

Ohne Debatte wird in dritter Leſung der von den Abgg. Gro: 
mer und Evelt beantragte Geſetzentwurf, betreffend die Mo⸗ 
biliarfeuerverſicherung in dem früheren Fürſtenthum 
Hohenzollern⸗Sigmaringen angenommen und hierauf 
in die dritte Berathung des Geſetzentwurfes, betreffend den Aus⸗ 
tritt aus den füdiſchen Synagogengemeinden 
eingetreten. a > ? e R 

Abg. Berger: Ich bitte die Regierung, bei Gelegenheit der 
Entanahon dieſes Geſetzes unſere Geſetzbücher und mehr noch die 
Miniſterialverordnungsblätter einer gründlichen Reviſion zu unters 
ziehen, ob nicht in denſelben Verordnungen bezüglich der Juden vor⸗ 
handen find, welche einer 1 eit angehören und für heute 
durchaus nicht mehr paſſen. Veranlaſſung hierzu giebt mir eine neu⸗ 
lich erlaſſene Verfügung der Regierung in Köln, die in der „Kreuze 

abgedruckt wurde. Es werden darin die Geiſtlichen der 
1 Kirchen und ebenſo der jüdischen Bethäuſer amtlich auf 
gefordert, eine Kirchenkollekte für die Studirenden der logi 
der bonner Hochſchule abzuhalten und die geſammelten Beiträge an 
die Regierung zur Uebermittelung abzuliefern. Ich kann eine derar⸗ 
tige Verfügung, die ſich jedenfalls auf längſt veraltete Rechtstitel 
ſtützt, nur für höchſt ungehörig erklären. , 

Regierungskommiſſar Geh. Nath Beinert: Ich kann im Namen 
des Kultusminiſters über dieſe Sache im Augenblick eine Erklärung 
nicht abgeben, da ich Der: no näher Niger gt bin. E AE 

inifter wird indeß jedenfalls von dieſer Anregung Kenntniß 
nn löſtellung des gerügten Uebelſtandes herbei⸗ 


Abg. v. Sybel: Zu der außerordentlich großen Zahl von Pe⸗ 
titionen jüdiſcher Synagogengemeinden gegen dies Geſetz iſt mir 
in dieſen Tagen noch eine Eingabe der magdeburger Synagogen⸗ 

emeinde zugegangen und außerdem befindet ſich unter den an as 
Haus gerichteten Petitionen die mit einer Denkſchrift begleitete Re⸗ 
ſolution des letzten deutſch⸗iſraelitiſchen Gemeindetages, eines Ver⸗ 
bandes von nicht . als 139 deutſchen Judengemieinden. „Sie 
eg ſchon hieraus, welch ein erhebliches Gewicht an Zahl und Stel⸗ 
ung der Bittſteller haben, und ich KE hiernach die Behauptung des 
Abg. Röckerath, die große Mehrzahl der preußiſchen Juden ſei für 
das Geſetz enthuſiasmirt, als entſchieden unbegründet zurückweiſen. 
In der That: kann dieſes Geſetz keine andere Folge haben, als eine 
Stockung aller Reformbeſtrebungen innerhalb der jüdiſchen Gemeinde. 
Denn die Gemeinde, durch die völlige Freigebung des Austritts der 
Diſſidenten ökonomiſch in ihrer Exiſtenz edroht, wird ſich wohl 
hüten, durch irgend welche Neuerungen und Reformbeſtrebungen eine 
Spaltung hervorzurufen. Die Diſſidenten, welche dieſes Geſetz her⸗ 
beiſehnen, find, wie wir wiſſen, meiſt ultraorthodoxe, die von Aende⸗ 
rungen der Refoxmfreunde nichts wiſſen wollen. Dieſe Diſſidenten, 
ſagte uns der Abg. Lasker, fühlen ſich in ihrem Gewiſſen empört, 
daß fie überhaupt noch in Gemeinſchaft mit ſolchen Perſonen leben 
Toilen, die ein in ihren Augen fo abſcheuliches Werk vollbracht, eine 
ſolche Entweihung des Heiligthums herbeigeführt haben, wie die 
Diſſidenten in der Einführung jener Reformen beabſichtigen. Auch 
der Abg. Nöderath hat diefer Auffaffung zugeſtimmt mit der Bemer⸗ 
kung, daß allerdings ein Gewiſſenszwang vorhanden ſei, wenn 
Jemand genöthigt werde, Geld zu zahlen, welches für einen von ihm 
perhorreszirten Gottesdienſt verwendet wird. Nun, hier ſcheint 
mir gerade die Stelle zu ſein, wo die Schlechtigkeit der don den 
Diffidenten vertretenen Sache auf das Grellſte hervortritt. Was iſt 
das für eine Geſinnung, welche ganz unverhohlen erklärt: weil in dem 
Kultus irgend welche Aenderungen vorgenommen worden, weil 
in der Form des Gottesdienſtes irgend eine Modifikation eingeführt 
worden iſt, deshalb ſind die Urheber der Veränderung ſo abſcheuliche 
und gottverlaſſene Subjekte, daß ich mit ihnen nichts mehr zu thun 
haben will, und ich mich ihnen gegenüber verhalten muß, wie in alten 
Zeiten ſich die rechtgläubigen Katholiken gegen irgend einen exkommu⸗ 
nizirten und mit Bann belegten Katholiken verhalten haben. Er ſoll 
geächtet fein; es ſoll jede Form der Verbindung mit ihm zerriſſen wer⸗ 
den. Soll es nun wirklich der geſetzgeberiſchen Gewalt des preußi⸗ 
ſchen Stagtes zukommen, derartige Geſinnungen durch ein förmliches 
Geſetz zu ſanktioniren? Ich verſtehe es ſehr gut, daß bei ſolchen Ge⸗ 
ſinnungen der jüdiſchen Diſſidenten, der Abg. Röckerath dieſelben In 
wacker vertheidigt hat; er findet ja nur bei dieſer Geſinnung der Diſ⸗ 
ſidenten die eigene vollkommen wieder. Ihm iſt Alles antipathiſch, 
was auf irgend einem Kirchengebiete — heiße es jüdiſch oder chriſtlich 
— mit dem ihm ſo verhaßten Worte Reform zufammenbängt. Ihm 
erſcheint, ebenſo wie den jüdiſchen Diſſidenten durch die Mitbenutzung 
der Reformer die Synagoge, durch die Mitbenutzung der Altkatholi⸗ 
ken die katholiſche Kirche entweiht. Der hieſige Gemeindevorſtand 
führt in einer ſtatiſtiſchen Zuſammenſtellung 830 preußiſche. Juden⸗ 
gemeinden auf, welche 480 Lehrinſtitute und 790 Wohlthätigkeits⸗An⸗ 
ſtalten unterhalten. Scheint Ihnen das ſo etwas Leichtes, dieſe 1300 


Inſtitute verſchwinden zu laſſen, wie es nothwendig geſchehen wird, 


eologie an 


— V —— 


Sonnabend, 27. Mai 
(Erſcheint tägtich drei Mal.) 


wenn dies Geſetz die Leiſtungsfähigkeit der Synggogengemeinden in 
Frage ſtellt? Die Folge wird ſein, daß die Zivilgemeinde für dieſe 
Bedürfniſſe eintreten muß und bei dieſer werden Sie ſich dadurch 
wiß keinen Dank erwerhen. Obwohl ich weiß, daß meine Stimme 
nicht durchdringt, kann ich nur nochmals vor der Annahme dieſes Ge⸗ 
ſes warnen. 

Abg. Bismarck⸗Flatow: Der Vorredner vermiſcht und ver⸗ 
wechſelt die Begriffe der idealen kirchlichen Gemeinſchaft und der ju⸗ 
riſtiſchen, organiſirten kirchlichen Korporation. Die letztere beſteht in 
dem Sinne, wie bei der evangeliſchen Kirche, im Judenthum gar nicht, 
da hier nur eine Reihe von einander völlig unabhängigen Gemeinden 
exiſtirt. Für dieſe kann dies Geſetz nur als bie Befriedigung eines 
dringenden Bedürfniſſes und als eine Wohlthat begrüßt werden. 

Abg. Lehfeldt weiſt darauf hin, daß die Pekition des leipziger 
Gemeindetages der Petitionskommiſſion ihrem weſentlichen Inhalte 


noch nicht als eine ſolche erſchienen ſei, die auf die Materie dieſes Ge⸗ 
ſetzes direkt Bezug habe. f 2 
Abg. Lasker: Der Abg. v. Sybel hat ſehr ſchwere Angriffe 


gegen eine Anzahl von Petenten gerichtet, die er perſönlich nicht kennt; 
er bezeichnet dieſelben als ſchlechte Menſchen, als fanatiſche Zeloten, 
als ſolche, die nicht das Intereſſe des Hauſes verdienen. b Peten⸗ 
ten, die im Namen ihres Gewiſſens von Ihnen die religiöſe Freiheit 
verlangen, in dieſer beſchimpfenden Weiſe behandelt zu werden verdie⸗ 
nen, das ſtelle ich dem Urtheil des Hauſes anheim. (Sehr gut!) Es 
iſt in Wahrheit nicht richtig, wenn der Abg. v. Sybel ſagt, daß nur 
die Orthodoxen dieſes Geſetz erſtreben, obſchon die Orthodoxen ebenſo 
wie die Reformer mir berechtigt zu ſein ſcheinen, vom E Berück⸗ 
ſichtigung ihrer Bedürfniſſe zu fordern. Ich bin in dieſer Frage ganz 
unparteiiſch. Jeder, der mich kent, weiß, daß ich zur Partei der Or⸗ 
thodoxen nicht gehöre und mich über jeden Fortſchritt, wie im ſtaatli⸗ 
chen jo auch im religiöſen Leben freue, aber niemals laſſe ich meine 
perfönlichen Wünſche und Anſichten für das maßgebend fein, was die 
Geſetzgebung zu gewähren hat. Die Geſetzgebung wäre parteiiſch, 
welche die Zuertheilung der Rechte deshalb nicht RE will, weil 
Orthodoxe fie anſtreben und man nach der hiſtoriſchen Auffaſſung des 
Herrn v. Sybel die Beſtrebungen der Reformer begünſtigen müſſe. 
Der Sachverhalt iſt in Wirklichkeit der: In einzelnen Theilen der 
Monarchie herrſcht die liberale, in anderen die orthodoxe ä 
Nun iſt es natürlich, daß da, wo die Orthodoxen herrſchen, wie z. B. 
in Hannover, die Liberalen nach dieſem Geſetze rufen und da, wo die 
Aberalen herrſchen, wie z. B. in Berlin und am Rhein und in vielen 
Theilen des alten Preußens, die Orthodoxen das Geſetz erſtreben und 
die Liberalen es für ein unberechtigtes Pripilegium erklären. Das 
heißt aber nur: die herrſchende le iſt für e Ae der 
Ge und die beherrſchte Partei ift für 4 reigebung. 
Der Abg. v. Sybel hat alſo fan n daß die Petitionen nur die An⸗ 
ſchauungen der Vorſtandsverſammlungen wiedergeben, welche die Ma⸗ 
jorität repräſentiren, während wir gerade die Minorität im Auge ha⸗ 
ben und dieſer die Freiheit geben wollen. Wenn der Abgeordnete fer⸗ 
ner heſorgt geweſen iſt, daß die Woßltlzitigkeitsanſtalten und Schul⸗ 
einrichtungen bei den Juden zu Grun! en würden, ſo iſt er wie⸗ 
derum im Irrthum. Dieſe Wohlthätigkeitsanſtalten ſind meiſtens ent⸗ 
weder durch liegenden Beſitz oder durch Kapitalvermögen geſichert, und 
gehören zum Gale Theile beſonders berechtigten Korporationen. 
Was aber die Schulen anbetrifft, ſo iſt deren Exiſtenz keine Wohlthat, 
ſondern das Gegentheil. Im Großherzogtbum Poſen hat eine Bewe⸗ 
gung zur Zeit der größten Reaktion das orthodoxe Streben der Ju⸗ 
den begünſtigt, für die jüdiſchen Schüler beſondere Schulen zu errich⸗ 
ten und ſie aus den Gemeindeſchulen auszuſondern. Wenn nun durch 
das Geſetz bewirkt wird, daß die jüdiſchen Schüler nicht mehr von 
dem allgemeinen Elementarunterricht ausgenommen werven, ſo wird 
das ſowohl für die Juden, wie für die Gemeinden eine Woblthat fein. 
Ich komme alſo dadurch zu dem Schluß, daß durch die heutige Rede 
des Abg. v. Sybel das Haus nicht better informirt iſt, und deshalb 
iſt die Bitte wohl berechtigt, ſich nicht von den Beſchlüſſen ablenken 
D 3 die in der zweiten Leſung mit ſo großer Mehrheit gefaßt 
ind. 

Der Geſetzentwurf wird hierauf nach den Beſchlüſſen der zweiten 
Leſung unverändert vom Hauſe angenommen. 5 

Letzter Gegenſtand der Tagesordnung iſt die zweite Berathung 
des Entwurfs einer Städteordnung. 

Im s 1 wird beſtimmt: 5 

„Die gegenwärtige Städteordnung kommt zur Anwendung: 1) in 
den Provinzen Preußen, Brandenburg, Pommern, Poſen, Schleſien 
und Sachſen: a. in denjenigen Gemeinden, in denen zur Zeit die 
Städteordnung vom 30. Mai 1853 gilt, mit Einſchluß der im 8.1 
Abſatz 2 dieſer Städteordnung erwähnten Ortſchaften (Flecken) b. in 
allen Städten in Neu vorpommern und Rügen; 2) in der Provinz 
Weſtfalen in denjenigen Gemeinden, in denen zur Zeit die Städte⸗ 
ordnung vom 19. März 1856 gilt; 3) im Regierungsbezirk Wiesbaden 
in den Gemeinden Frankfurt a. M., Wiesbaden, Homburg v. d. Höhe, 
Bieberich⸗Mosbach, Ems, Bornheim; ) in der Rheinprovinz in den» 
jenigen Gemeinden, in denen zur Zeit die Städteordnung vom 
15. Mai 1856 gilt. Landgemeinden mit mehr als 3000 Einwohnern 
wird auf ihren Antrag die Städteordnung durch den Miniſter des 
Innern verliehen. 

Hierzu beantragt Abg. Schrader, sub 3 das Wort „Born⸗ 
heim“ zu ſtreichen und Abg. Kalle hinter dem Worte: „Bornheim“ 
einzufügen: „und Limburg“, . K 

Abg. Röckerath: Als uns die Einbringung einer neuen Städte⸗ 
ordnung angekündigt wurde, herrſchte bei allen die Vorausſetzung, daß 
es ſich 8 um eine Städteordnung für alle Provinzen und um ein 
großes Maß kommunaler Unabhängigkeit handele. Als man aber den 
Inhalt der Vorlage näher kannte, da dankten Hannover und Heſſen 
für dieſes Geſchenk, und das letztere wollte lieber die antiquirten Be⸗ 
ſtimmungen des Miniſters Haſſenpflug behalten, als mit den erleuch⸗ 
teten Ideen der jetzigen preußiſchen Regierung beglückt zu werden. 
Das haben ſämmtliche Abgeordnete aus Heſſen mit Ausnahme zweier 
Landräthe ausgeſprochen. Es iſt allerdings meine Meinung, daß es 
ſich nicht empfehle, für die geſammte Monarchie bei den verſchiedenſten 
Verhältniſſen eine Städteordnung nach einem gemeinſamen Muſter 
zu machen, denn die Verhältniſſe in den gewerbreichen Städten der 
weſtlichen Provinzen gleichen wenig denen der Ackerſtädte in den öſt⸗ 
lichen Theilen der Monarchie. Mir wäre am willkommenſten eine 
Städteordnung geweſen, welche etwa zwei Dutzend allgemeiner Nor⸗ 
mativbeſtimmungen enthalten hätte und es ſonſt den Städten über⸗ 
ließe, nach eigener Facon ſelig zu werden. Wenn man aher einmal 
die Details beſtimmt, dann ſollte abt enk Die geſammte Monarchie 
ausdehnen, denn ich bin überzeugt, daß die Deputirten aus Hannover 
und Heſſen viel eifriger und ſorgfältiger ſich an der Berathung der 
einzelnen Beſtimmungen betheiligen würden, wenn dieſelben nicht nur 
auf einzelne ihnen ferner liegende Provinzen, ſondern auch auf ſie ſelbſt 
Geltung haben würden. Ich ſtimme gegen den Paragraphen, weil er 
einen ungerechtfertigten Partikularismus konſtituirt. 


ge⸗ 
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Abg. Schrader Cer es mit Freuden, daß der Geltungs⸗ 
bereich der Städteordnung auf Frankfurt a. M. ausgedehnt worden 
iſt, kann aber nur unter der Bedingung für dieſen Kommiſſionsbe⸗ 
ſchluß ſtimmen, wenn etweder das Haus das Prinzip des allgemeinen 
gleichen Wahlrechts überhaupt anerkennen oder den 8 42a. der Kom⸗ 
milſionsbeſchlüſſe genehmige, welcher denjenigen Städten, in denen das 
allgemeine gleiche Stimmrecht bereits eingeführt iſt, daſſelbe beläßt. 
Redner befürwortet ſeinen Antrag mit der Erwägung, daß die In⸗ 
kommunaliſirung Bornheims in Frankfurt dem Abſchluß nahe und 
deshalb nicht zu verlangen ſei, daß für kurze Zeit ſich dieſe Stadt den 
ach SC Vorlage vorgeſchriebenen koſtſpieligen Verwaltungsapparat 
anſchaffe. 

Der Miniſter des Innern erklärt, daß die Regie⸗ 
rung nur unter der . Vorausſetzung, daß § Da abgelehnt 
und das Dreiklaſſenwah rt a. M. konſtituirt 


ſyſtem auch für Frankfu 
werde, der Ausdehnung des Geltungsbereichs der Vorlage auf die 
genannte Stadt zuſtimmen könne. 
g. Riedel empfiehlt aus lokalen Rückſichten den Antrag 

Kalle gut Annahme, ` R 

Abg. Lasker wünſcht die Abſtimmung darüber, ob die Städte⸗ 
5 M. Geltung haben ſoll, bis zur Ent⸗ 
cheidu rinzips des § 42a auszuſetzen, da dieſe Entſcheidun 
ür viele Abgeordnete die Baſis ihrer Abſtimmung über den Gel- 
tungsbereich ſein würde. V 


a Mi a el meint, daß die betreffenden Abgeordneten in 
dritter Leſung Gelegenheit hätten, nach der Entſcheidung des Hauſes 
über $ 42a zu $ 1 definitiv Stellung zu nehmen, 

Gleicher Anſicht find Abg. Jung und der Präſident von 
Bennigſen. : 5 x 

Abg. Donalies erſucht die Regierung um eine authentiſche 
Interpretation der Beſtimmung über die Landgemeinden, namentlich 
darüber, ob der Ausdruck: „wird verliehen“ als obligatoriſch oder 
cet Math dl lere enen vag nac Anficht der R 

eh. Rath Wohlers erklärt, daß nach Anſicht der Regierun 

das Alineg eine obligatoriſche Beſtimmung enthalte. 5 

Die Diskuſſion 11 E ſchloſſen. E 

Referent Haken theilt in Beziehung auf die zuletzt gegebene 
Juterpretation den Standpunkt der Regierung und verweiſt den Abg. 
Nöckergth auf die im ſchriftlichen Berichte mitgetheilten Gründe der 
Kommiſſion, welche ſie zur Einſchränkung des Geltungsbereichs der 
Vorlage bewogen hätten. Die geſtellten Anträge empfiehlt er als dem 
Sinne der Kommiſſion entſprechend. 

Der $ 1 wird darauf mit den Anträgen Schrader und Kalle an⸗ 
genommen; ebenſo ohne Diskuſſion die 88 2 bis 4. 

E . lch in SE neuen S Ai E: 

„Ein Gemeindebeſchluß im Sinne dieſes Geſetzes tft: in Stadtge⸗ 
meinden mit ee Vorſtand, ein von zb y 


Ordnung auch für Frankfurt a. 
e des 


ſtand bildet, jeder Beſchluß der Stadtverordnetenverſa 
Abg. S 6 enk E ms ſchlagen IH an 
ſchluß de Gemeindebeſchluß im Sinne dieſes Geſetzes 


meiſter oder vom Magiſtrat beanſtandet worden iſt, weil er die Be⸗ 
fugniſſe der Stadtverordnetenverſammlung überſchreitet oder die Be: 
ſtehenden er verletzt.“ 

Referent Haken bittet, den Antrag Schenk abzulehnen, da der⸗ 
ſelbe dem SEN Syſtem der e widerſpreche. 
Abg. Röckerath hält den Antrag Schenk für prinzipiell wich⸗ 
tig. Es giebt zweierlei ſtädtiſche Verfaſſungen, die bürgermeiſterliche, 
wobei die Stadtverordneten nur allein beſchließen und der Bürger⸗ 
meiſter lediglich Exekutivbehörde iſt, und die Magiſtratsverfaſſung, 
wobei der Magiſtrat ebenſo ein Votum hat wie die Stadtverordneten. 
Obwohl es für größere Städte zuträglich ſei, daß die Exekutivbehör⸗ 
den kollegialiſch e And, o hält Redner es doch nicht für 


ke 
Ne Jeder e 


rathſam, die Beſchlüſſe der Stadtverordneten an dem Veto der von 
ihnen ſelbſt erwählten und theilweiſe von den Bürgern beſoldeten Be⸗ 
amten ſcheitern zu laſſen. b % 

Abg. Miquel iſt der Anſicht, daß die Annahme des Antrages 
Schenk gleichbedeutend ſei mit der Ablehnung der geſammten Grund⸗ 
lagen dieſer Städteordnung. Der Bürgermeiſter iſt in den Städten 
mit bürgermeiſterlicher KEEN Vorſitzender des Stadtverordneten⸗ 
kollegiums und hat als ſolcher einen bedeutenden Einfluß. Wenn der 
Abg. Röckerath den Magiſtrat zu einer reinen Exekutivbehörde der 
Stadtverordnetenverſammlung herabſetzen will, ſo geht er viel weiter 
als die Beſtimmungen in den rheiniſchen Städteverfaſſungen. Ich 
empfeble Ihnen deshalb die Ablehnung des Antrages € dent 

Abg. Zelle erinnert daran, daß der vorgeſchlagene $ da. gar 
nicht beabſichtige, die gegenſeitigen Kompetenzen der beiden ſtädtiſchen 
Kollegien feſtzuſtellen. Da 8 5 einen Gemeindebeſchluß erwähne, jo fer 
es formell nöthig geworden, im 8 4a. eine authentiſche Definition eines 
Gemeindebeſchluffeg zu geben. 

Der Antrag Schenk wird darauf abgelehnt und 8 4a. unver⸗ 
ändert nach den Beſchlüſſen der Kommiſſion angenommen. 

Ebenſo die 88 5 bis 13. i 
8 14 ſetzt die Bedingungen des Bürgerrechtszfeſt. Da daſſelbe 
in denjenigen Städten, in denen nach den Kommiſſionsbeſchlüſſen das 
gleiche Wahlrecht fortbeſtehen bleibt, nach $ 42a. durch Ortsſtatut an 
einen Minimal⸗Klaſſenſteuerſatz von 12 Mark gebunden werden kann 
fo beſchließt das Haus vorher über das Prinzip zu entſcheiden, ob 
obligatoriſches Deeiklaffenmahlfoftem oderkallgemeines gleiches Stimm⸗ 
recht einzuführen ſei. Es werden deshalb, zunächſt die SS 26 und 42a. 
zur Debatte geſtellt. 

8 26 lautet in der Regierungsvorlage: 

„Zum Zwecke der Wahl der Stadtverordneten werden die Wahl⸗ 
berechtigten nach Maßgabe der von ihnen zu entrichtenden Klaſſen⸗ 
und klaſſiſizirten Einkommenſteuer in drei Klaſſen getheilt. 

Die Wahlberechtigten werden zu dem Ende von ihrem im Stadt⸗ 
bezirke gewonnenen Einkommen beſonders eingeſchätzt; die von dieſem 
Einkommen zu entrichtende Klaſſen⸗ und Einkommenſteuer bleibt in 
derjenigen Stadtgemeinde, in welcher die gedachten Wahlberechtigten 
ihren Wohnſitz haben, außer Berechnung, d 

Die erſte, beziehungsweiſe die zweite Klaſſe beſteht aus den⸗ 
jenigen Wahlberechtigten, auf welche bis zum Belaufe eines Drittels 
beziehungsweiſe zweier Drittel der . die höchſten Einzel⸗ 
ſteuerbeträge fallen. Die hiernach nicht in die erſte, beziehungsweiſe 
zweite Klaſſe fallenden Wahlberechtigten bilden die dritte Klaſſe. 
In die erſte, beziehungsweiſe zweite Klaſſe gehört auch derjenige, 
deſſen Steuerbetrag nur theilweiſe in die erſte, beziehungsweiſe zweite 
Klaſſe fällt. Unter mehreren, einen gleichen Steuerbetrag Ent⸗ 
richtenden entſcheidet die alphabetiſche Namensordnung und erforder⸗ 
lichen Falles das Loos darüber, wer von ihnen zu der höheren Klaſſe 
zu rechnen iſt. 7 N 

Niemand kann gleichzeitig mehr als einer Klaſſe angehören. 


Annahme⸗Burcaus: 


. 


U Magiſtrat und der 
Stadtverordnetenderſammlung übereinſtimmend gefaßter Beſchluß, in 
Stadtgemeinden, in denen der Bürgermeiſter allein den Gemeindevor⸗ 

ung“ 


DH 


der Stadtvexordnetenverſammlung, welcher nicht vom Bürger⸗ 


7 


Die er gehören der erſten Klaſſe an. 3 

Jede Klaſſe wählt ein Drittel der Stadtverordneten, ohne dabei 
an die Mitglieder der Klaſſe gebunden zu ſein. Iſt die Zahl der zu 
Wählenden nicht durch drei theilbar, ſo ſind die ferneren ein oder zwei 
Stadtverordneten abwechſelnd von der erſten, zweiten, dritten, erſten 
u. ſ. w. Klaſſe zu wählen.“ 5 

Die Kommiſſion beantragt folgende Faſſung: N 

„Zum Zwecke der Wahl der Stadtverordneten werden die Ge⸗ 
meindebürger nach Maßgabe der von ihnen zu entrichtenden Klaſſen⸗ 
und klaſſifizirten Einkommenſteuer in drei Klaſſen getheilt, vorbehalt⸗ 
lich jedoch der Beſtimmungen des 8 42a. DL 

Die erſte beziehungsweiſe die zweite Kane beſteht aus denjenigen 
Gemeindebürgern, auf welche bis zum Belaufe eines Drittels bezie⸗ 
hungsweiſe zweier Drittel der Geſammtſteuer die höchſten Einzel⸗ 
ſteuerbeträge fhllen. Die hiernach nicht in die erſte beziehungsweiſe 
zweite Ratte en Gemeindebürger bilden die dritte Klaſſe. In 
die erſte beziehungsweiſe zweite Klaſſe gehört auch derjenige, deſſen 
Steuerbetrag nur theilweiſe in die erſte, beziehungsweiſe zweite Klaſſe 
fällt. Unter mehreren einen 1 Steuerbetrag Entrichtenden 
entſcheidet die alphabetiſche Namensordnung und erforderlichen 
Eu E Loos darüber, wer von ihnen zu der höheren Klaſſe zu 
rechnen iſt. 

Die Wahlberechtigten werden von ihrem im Stadtbezirk gewon⸗ 
nenen Einkommen beſonders eingeſchätzt und derjenigen erforderlichen 
Falles durch das Loos zu beſtimmenden Klaſſe d welcher 
der hiernach ermittelte Steuerſatz entſpricht. Das gedachte Ein⸗ 
kommen, beziehungsweiſe die von demſelben zu entrichtende Klaſſen⸗ 
an Einkommen⸗Steuer bleibt in der Wohnſitzgemeinde außer Bes 
rechnung. EN F > 

Niemand kann gleichzeitig mehr als einer Klaſſe angehören. 

Die Ehrenbürger gehören der erſten Klaſſe an. 3 

Jede Klaſſe wählt ein Drittel der Stadtverordneten, ohne dabei 
an die Mitglieder der ARE gebunden zu ex: ge, 

$ 42a lautet: Der $ 26 und die ſonſtigen, auf die Klaſſeneinthei⸗ 
lung der . bezüglichen Vorſchriften dieſes Geſetzes 
bleiben in denjenigen Stadtgemeinden außer Anwendung, in denen 
zur Zeit eine Eintheilung der Wahlberechtigten nach, Klaſſen oder 
Berufsſtänden nicht ſtattfindet. In ſolchen Stadtgemeinden kann der 
im $ 14 beſtimmte Klaſſenſteuerſtufenſatz durch Ortsſtatut bis auf 
12 Mark erhöhet werden. 

Hierzu beantragen: eg 

1) Abg. Virchow: den Paragraphen zu ſtreichen. 

2) Abg. Röckerath: eventuell hinter den Worten: „Statt 
We? einzufügen „oder das gleiche Wahlrecht durch Ortsſtatut auf⸗ 

ehoben wird.“ 
5 3) Abg. Krech, den zweiten Satz dahin zu fallen: „In ſolchen 
Stadtgemeinden behält es bezüglich des für den Erwerb des Bürger⸗ 
rechts erforderlichen Einkommens bei den zur Zeit geltenden Vor⸗ 
ſchriften ſein Bewenden. Durch Ortsſtatut kann an Stelle dieſer 
Vorſchriften ein Klaſſenſteuerſtufenſatz bis zum Betrage von zwötf 
Mark ioo werden.“ 

Zu § 26 beantragen: In y ` 

D Abg. Röckerath prinzipaliter folgende Faſſung: „Bei 
Ge rech der Stadtverordneten haben alle Gemeindebürger gleiches 

ahlrecht.“ 

2) eventuell im Alinea 1 ſtatt der Worte „Klaſſenſteuer und klaſſifi⸗ 
zirten Einkommenſteuer“ zu ſetzten „direkten Stgatsſteuern“. 

g. Virchow: eventuell zu Abi. 2 hinzuzufügen: „die erſte Klaſſe 
muß mindeſtens ein Zwölftel, die zweite mindeſtens zwei Zwölftel der 
Wahlberechtigten = EN e 

Abg. Krech: will nicht ex professo entſcheiden über den 
Werth der beiden in Rede ſtehenden Wahlſyſteme, ſondern nur konſta⸗ 
tiren, daß gegenwärtig das Dreiklaſſenwahlſpſtem im größten Theile 
der Monarchie herrſchend und nach dem Urtheile der meiſten Städte⸗ 
tage das relativ beſte iſt. Nach dem von der Kommiſſion vorgeſchla⸗ 
genen $ 42a ſollen diejenigen Städte, welche das allgemeine Stimm⸗ 
recht haben, dasſelbe behalten. Nachdem die Ausdehnung der Vorlage 
auf Hannover und Heſſen nicht beliebt iſt, kommen nur die Städte 


? Frankfurt a. M., Stralſund und Greifswald in Betracht. Ein Jeder 


wird zugeben, daß es kein normaler Zuſtand ißt in einer ſo großen 
Organiſation drei kleine Enklaven zu lo ein Antrag bezweckt 
im Falle der Annahme des $ 42a die Kautelen, welche die Kömmiſſton 
dabei rie wollte, klar und ficherer zum Ausdruck zu bringen. His 
ſtoriſch ſteht es feſt, daß in jenen Städten das allgemeine Wahlrecht 
an einen höheren Zenſus gebunden war, in Frankfurt an ein Einkom⸗ 
men von 700 Gulden, in Stralſund von 300, in Greifswald von 250 
Thalern. Dieſe Kautel wollte die Kommiſſion aufrecht erhalten, nach 
der jetzigen Faſſung aber tritt, falls man ſich nicht über ein Ortsſta⸗ 
tut und über die Höhe des erforderlichen Zenſus einigt, der niedrigſte 
Steuerſatz überhaupt an die Stelle. Einem ſolchen möglichen Miß⸗ 
ſtande ſoll mein Amendement, welches ich Ihnen empfehle, vorbeugen. 
Abg. Miquel: Den vom Abg. Krech Garakteriiien Uebelſtand 
herbeizuführen lag keineswegs in den Intentionen der Kommiſſion und 
da der Antrag des Vorredners in dieſer Beziehung Abhilfe gewährt, 
ſo bitte ich, ihm zuzuſtimmen. Die Anträge Virchow und Röckerath, 
welche bezwecken, daß ohne Rückſicht auf einen Zenſus jedes ſteuerzah⸗ 
lende Mitglied der Gemeinde gleich ſtimmberechtigt ſein ſoll, entſpre⸗ 
chen nirgends den thatſächlichen Verhältniſſen, welche überall den Zen⸗ 
ſus zur Grundlage raben. Sie ſchaffen etwas ganz Neues. Ich bin 
E WE nicht für allgemeine gleiche geheime Wahl in kommunalen 
ngelegenheiten, da ich nicht glaube, daß man von den Zuſtänden des 
Reichs auf die der Kommunen ſchließen darf. In den Kommunen 
handelt es ſich lediglich um rein wiſſenſchaftliche Fragen, während 
beim Reiche große politiſche Fragen zum Austrag kommen. Ich mache 
darauf aufmerkſam, daß unſere geſammten neueren Verwaltungsgeſetze 
und namentlich die Kreisordnung, auf den Grundlagen der Sſeuer⸗ 
verhältniſſe und des Zenſus berühen und daß nach dem Urtheil der 
meiſten Städtetage zu einer Reviſion der Städteordnung keine andere 
Befugniß vorlag, als dieſelbe mit unſerern neueren Verwaltungs⸗ und 
Verwaltungsjuſtizgeſetzen in Einklang zu bringen. Ich halte die Frage, 
ob allgemeines Stimmrecht oder Dreiklaſſenſyſtem vorzuziehen ſei, 
noch nicht zur definitiven Löſung für reif. Deshalb lehne ich mich an 
die gegebenen thatſächlichen Verhältniſſe an und lehne es ab, ein ab⸗ 
weiſendes Urtheil über das Dreiklaſſenwahlſyſtem A en £ 
Abg. Schlüter: Gerade umgekehrt wie dem Abg. Miquel ſcheint 

es mir vollkommen an der Zeit, bei einer neuen Organiſation der 
Städteverwaltung zu allererſt den Grundſatz zu prüfen, auf welches 
Wahlrecht dieſe Städteverfaſſung gegründet werden ſoll. Abg. Mi⸗ 
uel ſagt: es iſt jest nicht die Zeit zur theoretiſchen Löſung dieſer 
Frage; dabei überſieht er, daß die Frage auch eine eminent praktiſche 
Bedeutung hat und von Tag zu Tag brennender wird. Ex irrt ſich 
auch, wenn er meint, nach unſerem Vorſchlage (Virchow) ſollten die 
Stimmenden gar keinen Zenſus haben; 8 14 fügt ausdrücklich, daß, 
wer ein Stimmrecht habe, auch Steuern zahlen ſoll. Ich will Sie 
mit theoretiſchen Gründen nicht ermüden, will auch nicht Sie zurück⸗ 
Keen auf die denkwürdigen Worte, mit denen unſer Miniſterpräſi⸗ 
ent im Jahre 1867 oder 1868 das . eee nicht nur für 
ſtaatliche, ſondern auch für kommunale Verhältniſſe verurtheilte. Es 
iſt eine Ungleichmäßigkeit, wenn Sie die Leute, die dieſelbe Steuer 
zahlen, in zwei verſchiedene Abtheilungen ſcheiden, es tft eine Ingleich- 
mäßigkeit, daß derſelbe Mann, der heute mit feinen Steuerfage in 
der erſten Abtheilung ſtimmt, morgen oder über ein Jahr in die 
zweite Abtheilung geworfen wird, weil mittlerweile ein Paar reiche 
Leute in die Stadt gezogen ſind. Sie ſpielen dadurch das Verhältniß 
der einzelnen Bürger zu einander ganz willkürlich hin und hex. In 
Königshütte iſt die ganze erſte Abtheilung gebildet von einem fiskali⸗ 
chen, die ganze zweite von einem Privatwerke und in der dritten 
Abtheilung wählen ſämmtliche Bürger. Was wollen Sie ſagen zu 
dem Induſtriekönig Krupp in Eſſen, der der Herr, der ganzen Vex⸗ 
waltung in Eſſen wird, wenn ihm nur noch einige Steuern mehr 
auferlegt werden. Solche Zuſtände kann kein Menſch im Lande 
ignoriren, fie find grelle Mißſtände, die wir nicht nur vorübergehend 
beſeitigen müſſen. Nun iſt Gr das Dreiklaſſenſyſtem als auf unſer 
altes beſtehendes Städterecht hingewieſen worden; das iſt es aber 


keineswegs, was ſchon von Stein im Jahre 1808 eingeführt worden 


iſt, das freie, allgemeine und gleiche Wahlrecht, und das Dreiklaſſen⸗ 
ſyſtem iſt aus Frankreich importirt worden. Der einzige Grund für 
die Einführung deſſelben iſt die Furcht vor den Sozialdemokraten und 
Ultramontanen. Hat denn aber nicht Schleswig⸗Holſtein mit Einfüh⸗ 
rung des allgemeinen Wahlrechts ſeit 1869 gute Früchte erzielt? Und 
was die Ultramontanen anlangt, ſo habe ich in dem Magiſtrat einer 
kleinen ſächſiſchen Stadt und in dem Provinzialausſchuß die Tüchtig⸗ 
keit dieſer Mitglieder in kommunalen Dingen kennen gelernt. Laſſen 
Sie uns feſthalten an dem einfachen Prinzip des gleichen und freien 
Wahlrechts, und ich bin überzeugt, Sie werden Bürgerſinn und frei⸗ 
heitliche Entwickelung der Städte und kommunalen Einrichtungen 
weit mehr fördern, als wenn Sie das exkluſive Dreiklaſſenſyſtem bei⸗ 


behalten. (Beifall. E e 

bg. Kieſchke: Ich leugne, daß es jetzt an der Zeit ift, das 
allgemeine Stimmrecht in den Städten 1270 Es iſt richtig, 
daß mit dem Dreiklaſſen⸗Wahlſyſtem Uebelſtände verbunden ſind. 
Dieſe ſind aber nicht der Art, daß man es darum Adee müßte; 
es liegt in der Natur der Sache, daß die Unbemittelten ein weit 
geringeres Intereſſe und Verſtändniß für die ſtädtiſchen Angelegen⸗ 
eiten haben. Die Mehrzahl der Städte hat ſich, wie Sie wiſſen, 
ür die Aufrechterhaltung des bisherigen Syſtems entſchieden auöge- 
ſprochen. Hierzu kommt, daß die Frage des Wahlrechts definitiv erſt 
entſchieden werden wird, wenn es ſich um die Ausdehnung der 
Städteordnung auf die geſammte Monarchie handelt. Vorläufig iſt 
der Wahlmodus nicht von ſo fundamentaler Bedeutung für die 
Städteordnung, daß wir ihn jetzt endgiltig entſcheiden müßten. 
Abg. Röckerath: Unter Antrag will das gleiche Wahlrecht 
nicht für Alle, aber für alle Bürger. Inſofern halten wir es 
für zuläſſig, daß das Wahlrecht an einen gewiſſen Zenſus gebunden 
wird. Bei einem Aufrechthalten des Dreiklaſſenwahlſyſtems erſcheint 
die Furcht gerechtfertigt, daß die einſichtigen Bürger der dritten 
Klaſſen vollkommen mundtodt gemacht werden. Sie Bean ſich vor 
den Sozialdemokraten und Ultramontanen? Haben Sie gehört, daß 
die Letzteren ſchlechtere Bürger geweſen ſind, als andere? Die 
Nationalliberalen haben keinen Grund, ſich davor zu fürchten, daß 
einige ultramontane Bürger mit der Fenn 
betraut werden; bekanntlich ſind auch ſchon nationalliberale Kaſſen⸗ 
verwalter durchgegangen. (Heiterkeit. ) e i k 
Abg. Windthorſt (Meppen): Bis jetzt ſcheint mir die Re⸗ 
ierung noch kein beſonderes Gewicht auf die Frage des Wahl⸗ 
yſtems zu legen. Sie hat ſich noch nicht einmal über den von 
der Kommiſſion angenommenen 8 42a erklärt und es iſt doch 
eine ganz abſonderliche Art Geſetze zu berathen, wenn die e: 


gierung uns nicht mit ihren Ideen lang (Heiterkeit.) Für 
mich iſt es höchſt bezeichnend, daß ein eifriger Vertreter des Drei⸗ 


klaſſenwahlſyſtems bisher nicht hervorgetreten iſt, die Mehrzahl der 
Redner ſich dagegen, und die ſich dafür erklärt, es nur ſehr 
verſchämt gethan haben. Sie ſagen: Wir möchten wohl, aber wir 
dürfen nicht. Die beſte Rede für die Städteordnung hat bei der 
Generalberathung der Abgeordnete Miquel gehalten, und jeder wird 
daraus entnommen haben, wie dringend nothwendig die Reform der 
Städteordnung ſei, wie der Regierungsentwurf an den allertiefſten 
Mängeln und Schäden litt, und heute? heute ſagt er, die Städte⸗ 
ordnung wäre ja an ſich nicht reformbedürftig, es ſei nur nöthig, fie 
in die neue Verwaltungsorganiſation einzureihen. Entſchieden inkon⸗ 
ſequent wäre es, den einen Punkt, über den wir jetzt debattiren, jetzt 
nicht entſcheiden zu wollen. Ich konſtatire, wir wollen das allgemeine 
Stimmrecht abſolut nur für alle Gemeindebürger, d. h. die, die für 
die Gemeinde zahlen. Die Gerechtigkeit fordert, daß wir den, der 
zahlt, auch wählen laſſen. In der alkdeutſchen Städteverfaſſung war 
dies der Fall und in Hannover ſo feſt begründet, daß ich nicht glaube 
daß Jemand, der unter jenen Verhältniſſen gelebt hat, je dagegen 
ſprechen wird. Herr Miquel vertraut auch darauf, daß die vorlie⸗ 
gende Städteordnung ja nicht in Hannover und Schleswig⸗Holſtein 
eingeführt werde. as iſt aber gerade die Politik der Regierung; 
ſie weiß E genau, daß ſehr erhebliche Beſtimmungen, die für die 
öſtlichen Provinzen paſſen, für die weſtlichen Provinzen nicht paſſen 
würden, darum führt ſie dies i 
Sum auch auf die übrigen 
Stimmrecht iſt bereits f D 
kein Zenſus befteht, fo wird dieſer erſetzt durch die allgemeine Wehr⸗ 
pflicht und den Einſatz der ganzen Perſönlichkeit und des Blutes. Ich 
weiß nicht, wie man ſich mit dem Dreiklaſſenſyſtem befreunden kann. 
Daß auf dem Städtetage die Bürgermeiſter dafür ſtimmten, macht 
auf mich gar keinen Eindruck, deren Reden gewinnen ſehr das Kolorit 
einer «ratio pro domo. d s 
Miniſter Graf zu Eulenburg: Ich glaube, ich würde nicht 
nöthig haben, mich hier über das Dreiklaſſenwahlſyſtem und das all⸗ 
gemeine Wahlrecht auszuſprechen, theils weil die Anſichten der Regie⸗ 
rung in den Motiven zum en el niedergelegt ſind, theils weil 
in der Kommiſſion dieſe Frage weitläufig ventilirt worden iſt und 
endlich, weil die Regierung glaubt, daß die überwiegende Majorität 
dieſes Hauſes ſich für die Auſichten der Regierung im Prinzip ent⸗ 
ſcheiden wird. Da aber der Vorredner 20 von dieſer Stelle aus 
die Anſichten der Regierung zu hören wünſchte, ſo will ich dem gern 
mit ein Paar Worten nachkommen. Das allgemeine gleiche Stimm⸗ 
recht in der Kommune iſt ein bisher in Deutſchland ganz unerprobtes 
Experiment; und es wird ſich eine nennenswerthe Zahl von Mitglie⸗ 
dern dieſes Hauſes wohl kaum für daſſelbe erklären. Anders aber 
ſteht es mit dem direkten Wahlrecht, welches in einem Theile der 
reußiſchen Provinzen beiteht und dem Klaſſenwahlſyſtem in den alten 
Pe Fel ber Keier wird, und das für dieſe und einen noch 
größeren Theil der Monarchie zu firiren die Abſicht dieſer Vorlage 
iſt. Bei der Vertheidigung des direkten Wahlrechts hebt man immer 
zu wenig hervor, daß daſſelbe da, wo es jetzt beſteht, nur von Leuten 
ausgeübt wird, die gewiſſe Bedingungen erfüllt haben müſſen, ehe fie 
ihre direkte Stimme geben dürfen, daß alſo z. B. in Hannover nur 
der als Bürger Rezipirte an der Kommunalwahl betheiligt iſt, mäh: 
rend hier immer ganz allgemein von den Einwohnern geſprochen iſt. 
(Widerſpruch und Zuruf.) Nach der Stein ſchen Städteordnung 
wurde allerdings direkt gewäßlt. Aber wer konnte damals wählen? 
Der Hausbeſitzer oder der Bürger mit einem gewiſſen Einkommen, 
und wenn man damals 200 Thaler Einkommen hatte, jo war es 
fo viel, wie heute mindeſtens 500 Thaler. Wer dachte denn da⸗ 
mals an Freizügigkeit, an die großen Fabriken und an Sozial⸗ 
demokratie? Ich will nun keineswegs das Klaſſenwahlſoſtem als 
ein Inſtitut bezeichnen, das über jede Einwendung erhaben ſei; 
aber ich bleibe dabei, es iſt als ein relativ Gutes und für die 
kommunalen Wahlen, als das relativ Beſte anzuſehen, und zwar 
aus dem Grunde, weil an den Wahlen für Kommunen nur derjenige 
Theil nehmen kann, der zu ihren Laſten beiträgt. Aber das allein iſt 
nicht der durchſchlagende ER in welchem Maße Jemand an den 
Wahlen Theil nehmen ſoll. Der Bürger hat noch eine andere Ver⸗ 
pflichtung als Steuern zahlen, er hat die Pflicht, mit ſeiner Zeit, ſei⸗ 
nem Können, ſeinem Wiſſen einzutreten. Wenn Sie ein Syſtem fin⸗ 
den, wonach Sie ſolchen Leuten ein Uebergewicht bei den Wahlen 
ſichern, ſo glaube ich, ſtehen wir auf einem feſten Boden. Aber das 
müſſen Sie doch zugeben, daß in der Dreiklaſſenwahl mehr von der 
Mehrheit dieſes Grundſatzes repräſentirt wird, als da, wo Jeder, der 
kommunale oder Staatsſteuern zahlt, mit gleichem Gewichte ſeine 
Stimme abgiebt. Ich glaube, daß gerade die innere Berechtigung des 
Dreiklaſſenwahlſyſtems darin beſteht, daß es denjenigen eine erhöhte 
Berechtigung eriheilt, auf denen nach ihrer bürgerlichen Stellung we⸗ 
ſentlich die Laſt der bürgerlichen Aemter ruht. Im Ganzen täuſche 
ich mich darin wohl nicht, daß die Mehrheit des Hauſes auch anneh⸗ 
men wird, daß das Dreiklaſſenſyſtem für diejenigen Landestheile, für 
die die Städteordnung beſtimmt iſt, das relativ Richtigſte iſt. Nun 
aber hat ſich die Situation fo eigenthümlich geftaltet, weil in denjeni⸗ 
gen Provinzen, wo die Städteordnung jetzt noch nicht maßgebend ſein 
toll, über die Richtigkeit des Klaſſenwahlſyſtems andere Anſichten herr⸗ 
ſchen. Die Folge davon iſt, daß die Abgeordneten aus Hannover, 
Schleswig⸗Holſtein uud Heſſen das Syſtem nicht pure anerkennen 
wollen, denn dann, glauben ſie, bekommen ſie es auch. Aus dieſer 
Furcht haben ſie zu der ganzen Sache eine Stellung eingenommen, 
die nicht ſo klar und deutlich iſt, als ich gewünſcht hätte. Die Abſicht 


Geſetz nicht nur partiell ein, um es in 
eile auszudehnen. Das allgemeine 


für den Reichstag eingeführt, und wenn da 


der Regierung, dieſes Syſtem auch auf alle anderen Landestheile aus⸗ 
udehnen, ſteht aber Ve Wie nicht feſt, das wird vielmehr Sache der 
Erwägung ſein in dem Augenblicke, wo eine Umarbeitung der Städte⸗ 
ordnung auch für jene Provinzen nothwendig ſein wird. Laſſen Sie 
ſich alſo durch ſolche Befürchtungen nicht abhalten, dasjenige beſtimmt 
zu vertreten, was Sie in den Verhältniſſen unſerer Landestheile be⸗ 
gründet finden. Wenn Sie das Klaſſenſyſtem für ganze Landestheile 
als das richtige anerkennen, ſo müſſen Sie das im Geſetz auch offen 
ausſprechen und dürfen nicht Hinterthüren offen laſſen, die einzelnen 
Städten geſtatten, dieſem Syſtem zu entſchlüpfen. Das jetzige Wahl⸗ 
ſyſtem wirkt in Frankfurt durchaus nachtheilig; das iſt meine Erfah⸗ 
rung, unterſtützt durch einen großen Theil von intelligenten, wohlwol⸗ 
lenden und an der Kommunalverwaltung mit arbeitenden Leuten in 
Frankfurt, die nur im Augenblicke überſchrieen ſind. Wenn Sie 
Bea ue in das Geſetz aufnehmen, ſo dürfen Sie es nicht von dem 
reiklaſſenwahlſyſtem ausnehmen, wenn Sie aber durchaus nicht den 
$ 42a Geen wollen, jo thun Sie beſſer, Frankfurt herguszulaſſen 
und die Beſtimmung über ſeine Verfaſſung einer ſpäteren Zeit vorzu⸗ 
behalten. Es iſt dies kein Gelüſte nach Schablone, was mich dazu 
treibt, es iſt der ganz ſpezielle Wunſch, in Frankfurt ein anderes Sy⸗ 
ſtem eingeführt zu ſehen 1 
Abg. Miguel: Die Auffafjung des Abg. Windthorſt, daß ich 
einen andern Standpunkt in dieſer Frage bg. Wind wie in der Gene⸗ 
raldebatte, iſt völlig irrig. Wenn der Abg. Windthorſt die Befürch⸗ 
tung hegt, daß das en ſpäter auch in Hannover einge- 
führt werden würde, ſo trifft dieſelbe durchaus nicht zu, weil durch 
§. 42a. beſtimmt wird, daß die en welche das Dreiklaſſen⸗ 
wahlſyſtem betreffen, auf diejenigen Stadtgemeinden keine Anwendun 
finden, in denen zur Zeit eine Eintheilung der Wahlberechtigten na 
Klaſſ. od. Berufsſtänden nicht ſtattſindet. Ein Prinzip iſt in keiner Faf- 
ſung vorhanden, weder in dem aeg een „noch in irgend 
einem Antrag. Wenn das Dreiklaſſenwahlſyſtem nicht eingeführt are 
und ſich praktiſch erprobt hätte, jo würde man es heute wohl kaum 
einführen, aber das ſteht doch feſt, daß von keiner Seite nachgewieſen 
iſt, die allgemeinen Intereſſen würden durch jenen Wahlmodus beein⸗ 
trächtigt, im Gegentheil weiß ich aus Elberfeld, wo das Dreiklaſſen⸗ 
ſyſtem eingeführt ift, daß ſich die wohlhabenderen Klaſſen aufs Höchſte 
um die Stadt verdient gemacht und durchaus nicht ihre Sonderinter⸗ 
eſſen vertreten haben. Für mich iſt die hiſtoriſche Entwickelung zum 
großen Theil maßgebend, und außerdem tritt hinzu, daß ich es wegen 
alte mangelnden guten Steuergeſetze noch nicht für die rechte Zeit 
alte. 

Abg. Virchow: Der Abg. Miquel wirft uns vor, daß unſer 
Antrag kein Prinzip enthalte, und ich muß allerdings Er 2 
wir nur eine approrimative Formel gefunden haben, daß 
wir zur Annäherung an das Prinzip gelangt ſind. Wenn der 
Abgeordnete Miquel behauptet, daß das 1 neu hiſtoriſche 
Tradition ſei, jo iſt dies eben ein Irrthum, es iſt daſſelbe nur durch 
eine Reihe von Revolutionen durchgeführt worden und wir be⸗ 
finden uns mit demſelben auf kommunalem Gebiet ſeit einer 
langen Reihe von Jahren mitlen in dem Fahrwaſſer des Expe⸗ 
rimentirens, eine Erſcheinung, die ſich auch theilweiſe in der 
Politik unſeres leitenden Staatsmannes zeigt. Es wäre doch 
wirklich einmal au der Zeit, mit der Annahme des Prinzips wieder 
in einen richtigen Weg einzulenken. Der Miniſter bezieht ſich in 
ſeiner Rede vor allem auf Frankfurt, aber dieſe Stadt kann doch 
allein bei der Wahl des Prinzips nicht maßgebend ſein, beſonders 
wenn man die heterogenen Verhältniſſe Frankfurts berückſichtigt. 
Jedenfalls werden dieſelben durch das Dreiklaſſenwahlſyſtem nicht im 
mindeſten gebeſſert, und wenn der Miniſter von feinem sie volo, sie 
jubeo Sen wollte, jo würde er vielleicht zu einem anderen und 
beſſeren Neſultate kommen. Die frühere Geſetzgebung ſuchte dem 
konſervativen Standpunkte der älteren Elemente Frankfurts Rechnung 
u tragen, weil ſie von dieſem erwarten zu können glaubte, daß fie 
ich am meisten für das kommungle Wohl intereſſiren würden. Hier⸗ 
von iſt man zurückgekommen, weil man geſehen hat, daß es noch viele 
andere Elemente giebt, welche ſich viel mehr Er die Kommune inter- 
eſſiren und auch mehr dazu geeignet waren. Trotzdem ſucht man jetzt 
das Dreiklaſſenſyſtem Neben 5 ren, aber män hätte doch wirklich in 
den letzten Jahrzenten ſehen können, daß nicht einzelne Bevorzugte 
geeignet ſind, für das Wohl zu ſorgen, 
weniger Jeder am kommunalen Leben theilnimmt. 
wirklich Jemand eine bevorzugte Stellung erwerben will, ſo mag 
er doch das Nöthige thun, um ſich dieſen Einfluß zu ver⸗ 
ſchaffen. Nun kommt man uns allerdings mit der Furcht vor der 
Sozialdemokratie; aber auch der Sozialdemokrat, wenn er zum wirk⸗ 
lichen kommunalen Leben herangezogen wird, verwandelt ſich in 
einen Bürger, der neben dem andern Bürger beſtehen kann. Wenn 
man an das Reale kommt, ſo bewirkt die Arbeit und Laſt des kom⸗ 
munalen Lebens, daß ſich die Elemente ausgleichen, und es wird dann 
oft in der Lë eine tüchtige Kraft erworben, die man theoretiſch 
verworfen hätte. Was ich alſo betone, das iſt die unwiderlegliche 
Erfahrung, daß im kommunalen Leben keine ausgezeichneten Kräfte 
exiſtiren, welche vorzüglich zu den kommunalen Arbeiten geeignet wä⸗ 
ren. In dem Maße als Sie Gerechtigkeit üben und das Prinzip re: 
liſiren, ſo werden Sie damit die jortwäbzenden Agitationen beſeitt⸗ 
gen, während Sie durch das Dreiklaſſenſyſtem das doch wahr aftig 
nicht erreichen werden. Heute iſt der Tag, wo Sie über dieſe Sache 
entſcheiden können; laſſen Sie die Sache Nute gehen, ſo werden Sie 
auch ſpäter auf dem einmal betretenen Boden verhandeln müſſen, wie 
wir dies ja ſeiner Zeit bei der Kreisordnung geſehen haben. Daher 
möchte ich Sie dringend bitten, gehen Sie jetzt ſo weit, als Sie glau⸗ 
ben, daß eine gerechte und den ſonſtigen Verhältniſſen entſprechende 
Geſetzgebung gehen kann und geben Sie unſerem prinzipiellen Antrag 
Ihre Zuſtimmung (Beifall). 

Berichterſtatter Abg. Haken: Das Dreillaſſenſyſtem beruht auf 
dem einfachen Prinzip der Leiſtungen und Gegenleiſtungen. Es i 
dies altdeutſches Recht und gleichbedeutend mit dem Saß: Wer mit 
rathen will, muß auch mit thaten. Der Abg. Virchow hat allerdings 
heute das all emeine gleiche Wahlrecht vertheidigt. Dieſe Anſicht fteht 
aber im Hauſe völlig vereinzelt da. (Widerſpruch Go Der Ab 
Röckerath hat ſelbſt offen erklärt, daß er einem Zenſus von 12 M 
zuſtimmen will (Widerſpruch). Die Stadt Berlin hat ebenfalls einen 
Zenſus von 12 Mk. vorgeſchlagen. In einer uns neulich zugegangenen 
Broſchüre aus Pommern wird nachgewieſen, zu welchen ungeheuer⸗ 
lichen Abnormitäten dieſer Zenſus von 12 M. führt. Es werden da⸗ 
durch nicht weniger als 72 Prozent der ſteuerpflichtigen Wähler vom 
Wahlrecht ausgeſchloſſen. In Berlin find thatſächlich 360,000 Steuer⸗ 
pflichtige [WAbg. Richter (Hagen): mit den Frauenzimmern. (Große 
Heiterkeit], aber nur 120,000 Wähler. Alſo zwei Drittel derjeni en, 
welche zu den Kommunallaſten beifteuern, denen wird geſagt: ihr habt 
nicht mitzuſtimmen; ich frage Sie, iſt das liberal, wenn man zwei 
Drittel ſämmtlicher Steuerpflichtigen vom Wahlrecht ausfchliept? 
Sämmtliche 1 mit Ausnahme von Poſen haben ſich für die 
Aufrechthaltung des Dreiklaſſenſyſtems ausgeſprochen und in Poſen 
ſelbſt ſind mehrfache Widerrufe gegen die entgeg enſtehende Auffaſſung 
des dortigen Städtetages erfolgt. Die Kommiſſion iſt der Meinung, 
daß wir der Bevölkerung nicht gewaltſamer Weiſe ein Wahlſyſtem 
aufdrängen dürfen, welches ſie zurückweiſt. Ich kann das Haus nur 
dringend bitten, die Kommifſionsvorſchläge unter Verwerfung der ent⸗ 
gegenſtehenden Amendements anzunehmen. 

5; ae Diskuſſion wendet ih hiernach dem ſpeziellen Inhalt des 
Art. 26 zu. 9 $ Sai 

Außer den bereits mitgetheilten find hierzu noch folgende Amen⸗ 
dements geſtellt: 

Von dem Abg. Wagner (Pr. Stargardt): In 8 26 Datt der 
Worte „Klaſſen⸗ und klaſſifizirten Einkommenſteuer“ zu ſetzen „direk⸗ 
ten . jedoch mit Ausſchluß der Gewerbeſteuer vom Hauſir⸗ 
gewerbe“. 

Von dem Abg. Oſtendorf eine neue Faſſung des $ 26, wo⸗ 
nach die erſte Klaſſe mindeſtens die dreifache Zahl der von ihr zu 
wählenden Stadtverordneten, die zweite Klaſſe mindeſtens die fünf⸗ 
ache Zahl an Gemeindebürgern umfaſſen ſoll; ferner in all! den 
Fällen, wo bei der vorzunehmenden Eintheilung die Grenze zwiſchen 
zwei Klaſſen in eine Steuerſtufe hineinfällt, ſämmtliche Gemeinde⸗ 


ſondern daß jetzt mehr oder vi 
Wenn jetzt 


D 
A 


furter Wechslerhank 76%. Oeſt. Bank 0%. Meininger Bank 78%. 
Heſſ. Ludwigsbahn 99%. Oberheſſen 72%. Ung. EE 142, 00. 
Ung. Schatzanw. alt 80% do. Oſtb.⸗Obl. U. 58%. 


b do. do. neue 77%. 
Centr.⸗Paciſic 92%. Reichsbank 153%. 7 

Nach * Börſe: Kreditaktien 110%, Franzoſen 15%, Lom⸗ 
barden 6376. Schwach auf pariſer Courſe. 


Wien, 26. Mai. 


bürger, welche der betreffenden Steuerſtufe angehören, der höheren 
Klaſſe zuzurechnen ſind. 5 

Von dem Abg. Miquel im 8 26, Abſatz 2, in der achten 

Sa ſtatt: „in die erſte, beziehungsweiſe zweite Klaſſe fällt“ zu 


noch ausführliche Erklärungen über die . ande gemeinſamen 
Aktiva und legte den Ausweis über den in ſeiner Verwahrung be⸗ 
findlichen Antheil der Reichsaktiva vor. 


Das Subkomite der ungariſchen Delegation für das Heerweſen 
hat heute das Kriegsbudget erledigt. Bei Berathung des Ordi⸗ 
nariums wurde von Wahrmann bei 5 verſchiedenen Titeln des Etats 


agen: „in das erſte, beziehungsweiſe zweite Drittel der Geſammt⸗ 
euer fällt“. 


lane beck, das 


Abg. Wagner (Pr. Stargardt) hält die Beſtimmung des 8 26, 
nach Die ve NH der Wel agen nach Maßgabe der von 


den Gemeindebürgern zu entrichtenden Klaſſen- und klaſſifizirten Ein⸗ 


kommenſteuer zu erfolgen habe, weder für eine gerechte, noch für eine 
ſachliche; für nicht gerecht um deshalb, weil dadurch der Kaufmann, 


ein Pauſchalabſtrich von zuſammen 2 Millionen beantragt, der durch 
frühere Entlaſſung der intelligenteren Mannſchaften und durch ſpä⸗ 


tere Einberufung der Rekruten erzielt werden ſoll. Der Antrag 


‚ Die Spekulation verhielt ſich ſehr reſervirt. 
Bahnen ſchwächer, Renten ziemlich feſt, Deviſen ſteifer. 

a 0 Papierrente 65, 20. Silberrente 68, 90. 1854er 
Konte 105, 00. Nationalbank 823, 00. Nordbahn 1810. Kreditaktien 
130, 80. Franzoſen 255, 00. Galizier 189, 50. Kaſch.⸗Oderb. 91, 50. 
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ich, weil nach der Vorlage ja nur ein Theil der Staatsſteuern Be⸗ 
Zi tigung finden ſollen, indem der Grund», Gebäude- und Ge⸗ 
werbeſteuer, dieſer bedeutungsvollen Steuern, gar nicht gedacht wäre, 
während dieſes nicht allein bisher der Fall war, ſondern auch für die 
Vertheilung der Kreis⸗ und Propinzialabgaben auf ausdrücklicher Vor⸗ 
ſchrift der Kreis⸗ und EECH beruhe. Er ſei feſt davon 
überzeugt, daß die Annahme des Kommiſſions⸗ und Regierungsvor⸗ 
ſchlages in den Städten ſehr mißfällig aufgenommen und tief beklagt 
werden würde. Wolle man nun nicht die Kommunglſteuer zu Grunde 
legen und der Einfachheit wegen auch die Kreis⸗, Bezirks⸗ und Pro⸗ 
vinzial⸗Abgaben außer ges laſſen, dann möge man wenigſtens nach 
ſämmtlichen direkten Staatsſteuern die Bildung der Abkheilungen 
bewirken laſſen, als dann wenigſtens ein theilweiſer Ausgleich herbei⸗ 
geführt werden würde, daher bäte er für das desfalls von ihm einge⸗ 
Gig Amendement zu ſtimmen. A 1 40 

Lasker: Die Anträge Wagener und Röckerath halte ic 
für an weſentliche Verſchlechterung nach der Richtung des Drei⸗ 
klaſſenwahlſyſtems; das letztere bedeutet geradezu eine Ausſchreitung 
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timmen können, der das Virchow'ſche Rezept in ſehr abgeſchwäch⸗ 
bret, gleichſam in hombopathiſcher Doſis enthält. 
Nachdem hierauf der Berichterſtatter die Vorſchläge der Kom⸗ 
miſſion Mars SEN 18 9 WEN Nr Si 
d die Anträge agner argar un endo E 
EE 1 ſodann die Amendements ZS irchow und Miquel und 


ten ſich der Abſtimmung. Nachdem der erſte Artikel der Vorlage be- 
treffend den Ankauf Lüttich⸗Limburger Eiſenbahn abgelehnt worden 
war, erklärte der Miniſter der öffentlichen Arbeiten, daß die Bera⸗ 
thung der übrigen Artikel nicht erforderlich fei. Die Kammer vertagte 
ſich alsdann auf unbeſtimmte Zeit. 

Paris, 26. Mai. Die Bank von Frankreich hat den Diskont auf 
3 Prozent herabgeſetzt. — Der frühere Finanzinſpektor Blignieres tft 
zum franzöſiſchen Kommiſſar bei der egyptiſchen Amortiſationskaſſe er⸗ 
nannt worden. — Das „Journal offiziell“ veröffentlicht die Ernen⸗ 
nungen von 4 Präfekten ſowie von einer großen Zahl von Unterprä⸗ 
fekten und Generalſekretären. — Der von Pontarlier nach Dijon fah⸗ 
rende Eiſenbahnzug iſt am 24. bei Chateley entgleiſt. Bei dem Unfalle 
ſind 7 Perſonen verletzt worden. 

Nom 26. Mai. Wie mehrere Journale melden, hat ſich Go: 


Sitzung der mit Vorberathung der baſeler Konvention beauftragten 
Kommiſſion der Deputirtenkammer 6 Mitglieder gegen die Vorlage. 
Ein Mitglied ſtimmte für deren Annahme Crispi, der Führer der 
parlamentariſchen Majorität, enthielt ſich der Abſtimmung. Dem er⸗ 
wählten Berichterſtatter Puccini wurde zur Vorlegung feines Berichts 
eine 14tägige Friſt geſetzt. 


Türkiſche Looſe 14, 50. 

aris, 26. Mai. Sehr matt. Schluß beſſer. 

Schlußkur ſe.] Zero, Rente 67,32%, Anleihe de 1872 104, 40, 
Italieniſche 5 pCt. Rente 71, 55, do. Tabaksaktien . „ do. Ta⸗ 
baksobligationen —, —, Franzoſen 541, 25, Lombard. Eiſenbahn⸗Akt. 
158, 75, do. Prioritäten 227, 00, Türken de 1865 10, 12%, do. de 1869 
48, 00, Türkenlooſe 31, 25 ; a 

Credit mobilier 140. Spanier extér. 13—, do. inter 12%, Sue 
kanal⸗Aktien 708, Banque ottomane 326, Societ6 generale 518. 
Egypter 197, Credit a) 656. — Wechſel auf London 25, 21 e. 

London, 25. Mai, Nachm. 4 Uhr. Kouſols 95 746 Italien. 
5proz. Rente 70%. Lombarden 66. 3proz. Lombarden⸗Prioritäten 
alte — proz. Lombarden⸗ Prioritäten neue Sie. 5 proz. Ruſſen 
de 1871 93. Sproz. Ruſſen de 1872 93—. Silber 52—. Türk. An⸗ 
leihe de 1865 10%. Diere, Türken de 1869 10%. 6proz. Vereinigt. 
St. pr. 1885 104%. do. ö5proz, fund. 1066. Oeſterreich. Silber⸗ 
rente —. Oeſterreich. Papierrente —. proz. ung. Schatzbonds 81. 
6proz. ungariſche Schatzbonds II. Emiſſ. 76%. 5proz. Peruaner 18 —. 


Auswuchs 210 M., hell 126—7, 127 Pfd. 214, „ 128— 2 
215 M., hellbunt 128—9, 130—1 155 220 M., hochbunt glaſig 131 G 
220 M. per Tonne. 
Auguſt 213 M. Br., Septbr.⸗Oktbr. 214 M. bez. und Gd. Regu⸗ 
lirungspreis 211 M. gd > 

oggen loko feſt, alter polniſcher 121 Pfd. ift zu 159 1 55 er 


Tonne verkauft. Umſatz 50 Tonnen. Termine Juni⸗Juli 160 M. Br., 


it di odifikation der $ 26 der Kommiſſionsfaſſung ange⸗ 5 \ ` 3 1 
en 1 5 m E er e E era a ae Kopenhagen, 26. Mai. In dem Befinden des Königs von die kleine 106 Ji an 11 . ae are e 
t für alle Inhaber des Wahlre in namentlicher ; ; ; ; 1 88 2 Pfd. brachte Sp S V $ 
Sec ut 167 gegen 120 Stimmen abgelehnt. (Abg. 5 il më dem heutigen Bulletin gute Befferung einge | zer Long diefen Termine Seid. see ep e e 200 ; 


Gerlach enthält ſich der Abſtimmung, für den Antrag ftimmen 
dir Pong iltsvartet mit wenigen Ausnahmen, wie Petri, Mühlen⸗ 
Zentrum, die Polen und einzelne Nationalliberale, wie 
Kallenbach, Bertog, r Paar Wulffsheim u A.). Endlich wird 
5 51a in unveränderter Faſſung der Kommiſſionsvorſchläge ange⸗ 


Konſtantinopel, 26. Mai. Von Seiten der Regierung wird in 
Folge in Moſtar eingezogener Erkundigungen in Abrede geſtellt, daß 
daſelbſt eine Bedrohung oder Verletzung des deutſchen Konſuls vorge⸗ 
kommen ſei. Die hierauf bezüglichen Zeitungsnachrichten entbehren 


Gd. — Spiritus loko nicht gehandelt, Juli⸗Auguſt 524 M. Br. 
„Köln 26. Mai, Nachm. 1 Uhr. 
Tier loko 24,00, fremder loko 24, 50, per Mai 21,20, per 

1, 50, Nov. 22, 35. Ro agen, hiefiger Le 18,00, vr Mai 15, 80, 
per Juli 15, 90, Nov. 16, 50. Hafer, loko 20, 50, per Mai —, —, 
per Juli 17, 75. Rüböl, loko 35, 80, per Mai 35, 70, per Oktober 


nommen. ; 2 5 . 
Uhr vertagt ſich das Haus bis Sonnabend 10 Uhr [demgemäß der Begründung. — Der Regierung iſt folgendes Tele⸗ 20. — ; g 5 

(Antrag Sie betreffend die Beſetzung des Oberverwaltungsgerichts,] gramm aus Moftar vom 23. d. M. zugegangen: Die Infurgenten von o an 26. Mai, . SE reid 1 t. Weizen loko 

dritte Berathung des Kompetenzgeſetzes und Fortſetzung der Berathung | Banjani hatten ſich heute Nacht in der Umgegend von Tſirnitſa, Gu⸗ u pr. Mai 226 Biss 221 Ach = EE 


der Städteordnung) 


Staats und Volkswirthſchaft. 


** Wien, 21 Mai. Die Einnahmen der Eliſabeth⸗Weſtbahn 
betrugen in der Woche vom 9. bis zum 16. Mai 222,903 Fl., ergaben 
mithin gegen die entſprechende Woche des Vorjahres eine Minder⸗ 
Einnahme von 8468 Fl. f 

* Paris, 26. Mai. Bankaus weis. 
Zunahme. 


15,414,000 Fres. 


21,353,000 „ 


Baarvorrath re 
Guthaben des Staatsſchatzes. 
Laufende Rechnungen der Privaten 


luz und Zagraz vereinigt, um die Heerden dieſer drei Dörfer zu rau⸗ 
ben. Die Garniſon von Tſirnitſa bemerkte dieſelben jedoch am Mor⸗ 
gen und benachrichtigte die in der Umgegend liegenden anderen Ba⸗ 
taillone hiervon, welche ſofort nach den bezeichneten Ortſchaften mar⸗ 
ſchirten. Es entſpann ſich hierauf ein Gefecht zwiſchen den türkiſchen 
Truppen und den Inſurgenten, welches den ganzen Tag über dauerte. 
Die Inſurgenten ergriffen ſchließlich die Flucht und wurden durch die 
Truppen nach Goblagloa, einer Anhöhe in einer Entfernung von einer 
Stunde von Tſirnitſa und von dort bis in die Berge von Banjani 
zurückgeworfen. Die Truppen verloren in dem Gefechte 5 Todte und 
16 Verwundete; der Verluſt der Inſurgenten wird auf 150 Todte und 


.65—. Spiritus feſt, per Mai 35% 

36—, pr. Juli⸗ ee pr. Sept.⸗Oktober pr. 100 Liter 100 pCt. 3816. 

Kaffee ruh., 5 

white loko 12, 30 Br., 12, 20 Gd., pr. Mai 12, 20 G 

Dezember 12,60 Gd. — Wetter: Bedeckter Himmel. (Sat 
uß⸗ 


ch 
bericht) Weizen loko geſchäftslos, auf Termine höher, pr. Novmbr. 
Roggen loko unvndt., auf Termine höh., o Juli 192, pr. Okto⸗ 
2 oko —, pr. Oktober 36 Fl. Rüböl loko 37, 
per Herbſt 37%. — Wetter: Trübe. 
London, 26. Mai. Getreidemarkt 99110 0 8 70 Srenbe 
* 


Abnahme. ebenſoviel Verwundete geſchätzt. R 2 ufuhren ſeit letztem Montag: Weizen 30,110, Gerſte 14,910 
ortefeuille der Hauptbank und der Filialen 13,992,000 „ Newyork, 25. Mai. Der Dampfer der hamburg⸗amerikaniſchen 820 fer 20,210 Otrs. — Engliſcher und fremder Weizen größtentheils 
Klee e „ 635,000 „ Kompagnie „Suevia“ iſt geſtern Abend 7 Uhr, der Dampfer „Canada“ [ungefähr 1 Sh. höher, Hafer 4 Sh. höher. Andere Getreidearten 


Notenumlauf . 5 8 b 14,654,000 „ 


Verantwortlicher Redakteur: Dr. Julius Wafner in Poſen. 
Für das Folgende übernimmt die Redaktion keine Verantwortung. 


Telegraphiſche Nachrichten. 

München, 26. Mai. Die 6. Abtheilung der Abgeordnetenkam⸗ 
mer hat am 23. d. die Abgeordnetenwahlen in Sulzbach, wo Schloer 
und Peſzl gewählt waren, mit den Stimmen der Ultramontanen gegen 
die der Liberalen für ungiltig erklärt. 

Wien, 2. Mai. Der Chef des Generalſtabes, Feldzeugmeiſter 
John, iſt heute Vormittag 10 Uhr im Palais des Kriegsminiſteriums 
tödtlich vom Schlage getroffen worden. 

Bert, 26. Mai. In der Sitzung der Reichsraths⸗Delegation 
vom 24. kam das Budget des Miniſteriums der auswärtigen An⸗ 
gelegenheiten zur Berathung. . 

Der Referent Schaub ſprach die Hoffnung aus, daß die Re⸗ 
gierung die im vorigen Jahre gebilligten Geſichtspunkte feſtbalten 
werde. Der Miniſter des Auswärtigen, Graf 2 udraſſo. erklärte, es 
ſei unmöglich, bei den noch ſchwebenden orientaliſchen . 
Aufklärungen über Einzelheiten zu geben; es würde unſtatthaft ſein, 
daß das Parlament in ſolchem Falle beſtimmte Direktive für das 
Vorgehen des Miniſteriums vorzeichne. Eine eingehende Diskuſſſon 
dieſer Frage würde dem fachlichen Intereſſe nicht zuträglich fein. Die 
Ziele des Miniſteriums ſeien, wie er wiederholt erklärt habe, Erhal⸗ 
tung des europäiſchen Friedens, Vermeidung weiterer Komplikationen, 
Anbahnung verbeſſerter Zuſtände, welche die Wiederkehr ähnlicher 


der National⸗Dampfſchiffs⸗Kompagnie (C. Meſſing'ſche Linie) iſt gleich⸗ 
falls hier eingetroffen. 

Waſhington, 21. Mai. Der Präſident der Vereinigten Staa⸗ 
ten hat Eduard Reale als Nachfolger Orth's für den Geſandtenpoſten 
am wiener Hofe deſignirt. 


Sonnabend den 27. Mai: 
Neu! Auf Verlangen: 


Der große Wohlthäter. 


Volksſtück mit Geſang in 3 Akten und einem Vorſpiel von Wilken. 


Sonntag den 28. Mai: 
Zum 1. Male (neu einſtudirt): 
Mamſell Angot, die Tochter der Halle. 
Operette in 3 Akten von Clairbille. Siraudin und Koning. Deutſch von 
E. Dohm Muſik von Lecog. 


Montag den 29. Mai: 
Zum 1. Male (neu einſtudirt): 


Die Pasquillanten. 
Luſtſpiel in 4 Akten von R. Benedix. 
* 


Telegraph iſche Wörſenberichte. 
Fonds ⸗Courſe. 


feſt. — Wetter: Regen. . 
Glasgow, 26. Mai. Roheiſen. Mixed numbres warrants 


E pr. Mai 64,50, 
7 Juli⸗Auguſt 65, 75, pr. Sept.⸗Decbr. 67,25. Rüböl behauptet, pr. 


} roach —, new fair Oomra 44 
er Madras 4, fair Pernam 6%, falr 


(Schlußbericht). 
Weizen behpt., Roggen gefragt, Hafer knapp, Gerſte See 
Type weiß, loko 


ie Monarchie bedrohender Gefahren verhindere. Mit dieſen Zielen a. 26. Mai. Anfangs matt. Schluß jem, | 233% bz., 28% Br., pr. Mai 28% bez., 2894 Br., pr. Juni 2874 Br., pr. 
Z 55 SN die Delegation der Was die Mittel dazu be⸗ lich * vr 2 fang SUB N Sept. 30 bez. 30 Br., pr. Sepk.⸗Dezember 30% Br. Ruhig. 

trifft, fo ſei ez unzuläſſig, dieſelben während der ſchwebenden Aktion Schlußkurſe.] Londoner Wechſel 204, 60. Pariſer Wechſel 81, 02. S Mancheſter, 26. Mai. 12r ater Armitage 7%, (är Water 
darzulegen. Der Miniſter betonte hierauf das gute Einvernehmen Wiener Wechſel 168, 90. Böhmiſche Weſtbahn 15114. Eliſabethbahn | Taylor 7%, 20r Water Micholls 9%, 30r ater idlow 104 
mit den übrigen Mächten und giebt der Hoffnung Ausdruck, die | 119%, Galizier 160%. Franzofen*) 216%. Lombarden⸗) 63%. Nord⸗ zor Water Clayton 11%, 40r Mule Mayoll 10, Air Medio Mile 


ve die Unabhängigkeit und das Selbſtbeſtimmungsrecht der Mon⸗ 
En unter allen Umſtänden zu erhalten. (Lebhafter Beifall.) In 
der Spezialdebatte wurde hierauf das Budget des Miniſteriums der 
auswärtigen Angelegenheiten angenommen. Der Antrag auf Auf⸗ 
hebung des Botſchafterpoſtens bei der päpſtlichen Kurie fand keine 
Unterſtützung. Der Reichs⸗Finanzminiſter, Frhr. v. Holzgethan, gab 


weſtbahn 107—. Silberrente 57%. Papierrente 54%. KE Boden⸗ 
kredit 86%. Ruſſen 1872 ——. Amerzkaner 1885 101%. 1860er Looſe 
9796. 1864er Looſe 268, 20. Kreditaktien“) 111%. Oeſterr. Nationale 
bank 692, 50. Darmſt. Bank 103%. Berliner Bankverein 8256. Frank⸗ 


E *) per medio reſp. per ultimo. 


kinſon 12, 36r Warpeops Qualität Rowland 
Weſton 11%, (or Donble Weſton 15%, 


102. Markt ruhig. 
Bradford, 25. Mai. Wolle und Wollenwaaren. Wolle 
ungefragt, wollene Garne ſchwächer, für wollene Stoffe ſchlechtes 


Exportgeſchäft. 


Getreidemarkt. e DS Ri 


IT ec een, EA S EURER EC Be n 


R „Juli do., Juli⸗Auguſt 23,25— 23,10 bz., Aug.⸗Septbr. —, Cept- | — Rüböl etwas fe 5 100 Kilo EN ohne 68 M. Br. N 
Produßten-Börfe. Sort de, At Aan 2325 , up, — 85 S Lë Lë BA d Ki 0 Ei 
Berlin, 26. Mai. Wind: W. Barometer: 27,9. Thermo⸗ Breslau, e we Amtlicher aun C Bericht, g Dä Sg ` Se Zait 50— 
er + 12 R. Witterung: bedeckt, 257 970 Gë 2000 Pfd.) set 0 gekünd. 1000 Ctr., Kë KS Si di ie, SÉ Jr fe aan d'et Ee 91 50 5 \ 
eizen loko per 1000 Kilogr. 200-240 nach Qual. gef, gelber 167—170 bz., Mai⸗Juni 161—165 bz. Juni⸗Juli 159-164 bz., Juli⸗ 3. Juni 950 guſt : 5 


. Er d M. bez., Auguſt⸗Septbr. 51,80 — 52,50 M. bez., Septhr. „Oktober 
ge diefen Monat —, Mai⸗Juni 216--218—217 ba, Juni⸗Juli do., ] Auguſt 160 165,50--165 bz., Sept.⸗Okt. 162—167 bz. u. B. — Wei⸗ 52 0 di au Angemeldet: 1000 Etr. Weize en. BEE 


ger 218.221,50. 220 ba. SE Oktbr. 221--223—-221,50 bz. zen per Waal, An 207 B., Sept.⸗Okt. — — Gerſte af er . 
— Roggen Lofo per 1000 Kilogr. E 80 nach Qual. gef., ruſſ. 165 181165 bz. u. B., Mai⸗Juni Sant, ‚Dt 151 05 Oktbr. ab in d Cé ere SE 5080 MN. 217 77 5 kenden e 99192 79 
301 3016.50.10 5 Lees, Juni 16370 —108 Ko 50 Ger = ao Ba Set ris 8818 1 BA Zu | N bz. A 12.30 M., pr. September⸗Oktober 12,10 M. 
163—164,50—164 ba ed do., Auguſt⸗ 7 7 —, Sept. Oktbr.] ſteigend, gef. 10,000 Liter, loto 4 r Mai, Mais bez. u. Gd., 12,20 M. Br. Navbr.⸗Dezember 12,60 M. bz. (Em. Z.) 
161168167 B. — Gerſte lolo per 1000 Kilogr. 150 183 nach] Juni und Juni⸗Juli 48,50--49 Ge As e 5 Ca Auguſt⸗ Sept. 
Qual. gef. — Hafer loko per 1000 un r. 150 —195 nach Qual. gef, | 19,90 50 ps, Sept.⸗Okt. 50,70 bi. d ink: Kramftamarfe per 


Meteorologiſche Beobachtungen zu Bofen. 


oſt⸗ u. weſtpr. 166-188, ruſſ. 157188, wed. 187.190, 7 und | Kaffe und JundLieferung 22 Mk. b 
Datum. Stunde. — Dt. | Therm. | Wind. | Wolkenform. 


meckl. 187190 ab Bahn bz., per dieſen Monat 172 bz., Mai⸗Juni ver: 
169 - 170—169,50 bi, Junt⸗Juli 169—170-—-169,50 ba. d gel Most Die Börſen⸗ Lemmifſfton. (Br. Hdls. Bl) 
165 ba, Sept.⸗Okt. 160 — 161,50 bz. — Erbſen per 1000 Kilo Koch⸗ Stettin, 26. Mai. (Amtlicher 1 8 Wetter: Veränderlich. 


waare 181—210 nach Qual., A 173183 nach Qual. — ] Therm. + 10% R. Barom. 28 26. Mai [Nachm. 2 27“ 5, 5 | + 97 NW2 trübe, St, St., Ni- 
nn loko per 100 Kilogr. obne Faß - — Rüböl per 100 Kilo Weizein ſteigend, pr. 1000 Kilo loko gelber 190— 216 M., 26. Abnds 10 27“ 5,% 82 ＋ 84 SW 2.3 | trübe, St, Ni.) m 
loko ohne Faß 65 bz., mit Faß per dieſen Monat 65,8 ba, Mai⸗Juni] weißer 200— 220 Mai⸗Juni 217 M. nom. 7 hy se 215— 27. Morgs. 6] 27“ 6051 + 7% [ SW 2.3 trübe / St., Ni. 


65,8—65,7 bz., Juni⸗Juli do., Juli⸗Auguſt Sept. ⸗Okt. 65,3— 65,5 218217 M., Di Juli⸗ Re 218,50—220 M. bez., Sept.⸗Oktbr. 
bis 65,1 bz. — Petroleum (Standard white) per 100 Kilogr. mit 219.220,50 M. bed, — Ah ſteigend pr. 1600 Kilo loko 
aß. loko 27,5 bz., per dieſen Monat 25,5 bz., Se 1 ⸗Oktbr. 26 bz. — inländiſcher 1 175 Eh % ſiſcher 151 — 160 M., pr. 1 
piritus per 100 Liter A 100 pCt. = 10,000 pCt. loko ohne Faß | 155—160 M. ba, Juni⸗ SA do. Juli⸗Auguſt 155,50—161 M. bez., 


Y Regenmenge: 12,2 Pariſer Kubikzoll auf den Quadratfuß. ö 
JG EE EE EE EECH 


Waſſerſtand der Warthe. 


* 


50,8 a ab Speicher —, per dieſen Monat —, loko mit Faß = dies | Sept.⸗Oktbr. 157—163,50 M. bez., Oktbr.⸗Novmbr. 160165 M. bez. 1 2 

fen Monat 50,851, br, Mai⸗Juni do., Juni⸗Juli do., 1 uguft | — Gerſte feſt, pr. 1000 Kilo m feine 165 - 175 M. — Hafer Voſen, am 25. Mai Mittags im Meter. 
51,3 52 ba, Aug.⸗Sepk. SS bz., Sent.-Oftbr. 52,6 53,2 bz. — | feit, pr. 1000 Kilo lolo 109. — 5 M., pr. Mai⸗Juni 168 M. Gd., pr. 3 „26. e eee 
Mehl. n Nr. 0 29,50 — 28,50, Nr. 0 u. 1 2720 Mk.] Septbr.-Oftbr. 160 M. Gd. — Erbſen ohne Handel. — [Mais 


Roggenmehl Nr. 0 25—23,50, Nr. 0 u. 1 22,5021 per 100 Kilogr. | rett, pr. 1000 Kilo loko 129 — 131 M. — Winterrübf en une — RE — 


Brutto inkl. Sack, per dieſen Monat 23, 5—23,10 bz., Mai⸗Juni do., J verändert, pr. 1000 Kilo pr. Sept.⸗Oktbr. 295 M. Br., 294 M. Gd. 


Berlin, 26. Mai. Trotz der matten Meldungen von HR das Sunigeihä t nur ſehr mäßig, auf, und meiſtens herrſchte die An⸗ , und Königſtadt Bauverein in eig Verkehr. Anlagewerthe, wenig⸗ 
zeigte die Eröffnung des heutigen Verkehrs eine ziemlich Klein Feſtig⸗ſicht vor, daß ſtärkere weitere Rückgänge bevorſtänden. Der Verkehr | ſtens deutſche, feſt. Keef d Obligationen und Pfandbriefe bevor⸗ 
feit. Die Notirun 90 waren allerdings meiſtens um Kleinigkeiten | concentrirte ſich faſt allein auf die internationalen Spielpapiere, ] zugt. Fremde Wechſel feſt, Wien und Petersburg waren flau. — 
1 herrſchte zu den ermäßigten Courſen Kaufluft. | öſterreichiſche Loſſe und Renten, Disconto⸗Commandit⸗Antheile und Geld Wes flüſſig. — Die letzte halbe Stunde zeigte bei fteigender 
Am meiſten hatte die Ermattung die Londoner Börſe verſtimmt, da | rheiniſch⸗Weſtf. Bahnen. Türken, öſterreichiſch⸗ungariſche und ruſſiſche] Tendenz gute Kaufluſt. Per Ultimo notiren wir: Franzoſen 433 bis. 
man aus derſelben n Schſüſſe auf die Beurtheilung ch Fonds und Pfandbriefe recht matt, Obligationen gedrückt. Die übrigen | 5-44. ombarden 125—126. Kreditaktien 221,50—3,50—3. Laura⸗ 
politiſchen Lage in London zog. Andererſeits ſchob man jedoch au gegen baar gehandelten Werthe fänden wenig Beachtung; doch wenn⸗ hütte 58,508, 7558,50. Diskonto⸗ Kommandit - Antheile 110109, 
dieſe Couxsherabſetzungen auf Firer-Manöver, und meinte Welden gleich keine beſonders erwähnenswerthe Kaufluſt vorhanden war, io | 75— 110,0. Berliner Kaſſenverein, Arenberger und Maſſener ges 
keinen erheblichen Werth beilegen zu dürfen. Den on auf | wurden andrerſeits auch keine großen Abgaben gemacht. Eifenbahnen | wannen je 1, Geraer Credit %, Halberſtädter verloren 2,60 pCt. — 
das Geſchäft übte wiederum das Deckungsbedürfniß. In einzelnen ! vereinzelt durch Realiſationen gedrückt, namentlich Halberſtädter, Der Schluß“ war matter. 
Fällen wurden heute abermals höhere Deportſätze bewilligt. ek er Banken und Induſtriewerthe wenig beachtet. 8 ob 


erreichten für Credit⸗Aktien und Franzoſen je 2% M. Dabei trat | Walzwerke, Bauverein U. d. Lind., Sendker, deutſche Baugeſ S lſch. EE E Re 5 e? 
omm 1005 100,50 ntralbk. anten 4 17,60 bz G önir B⸗A. Lit. B. 1 39,50 refeld⸗ empen fr. erſchleſiſche 3 
Fonds⸗ u. Aktien⸗Börſe. Pr . g. Br. % 10000 d Cent. f. Sud. zë 4 | 6900 b G kin ütte 0,75 G Geis Planen 5 2625 p do, or 
Berlin, den 25. Mai 1876. do. unk. rückz. 1105 103,30 bz Cent.⸗Genoſſenſch.⸗B. fr. 96,50 G ei Na Ce, 85,00 B tere 5| 24, 90 19 do. Da D 
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